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a) § 41 Buchst, a ADSp enthält keine unangemessene Benachtei­
ligung des Auftraggebers eines Spediteurs im Sinne des § 9 
AGBG.

HGB §§ 408, 417; BGB § 276 Cd

b) Zur Frage der groben Fahrlässigkeit des Spediteurs bei 
Auslieferung des Gutes an einen Nichtberechtigten.
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 14. April 1988 durch den 
Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Frhr. v. Gamm und die Richter 
Dr. Piper, Dr. Teplitzky, Dr. Scholz-Hoppe und Dr. Mees

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird unter Zurück­
weisung des weitergehenden Rechtsmittels das 
Urteil des 6. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Zweibrücken vom 5. Dezember 1985 aufgehoben, so­
weit das Berufungsgericht die Berufung der Kläge­
rin gegen das Urteil der Kammer für Handelssachen 
des Landgerichts Kaiserslautern vom 17. August 
1984 auch insoweit zurückgewiesen hat, als die 
Klageforderung 5.000,—  DM nebst den Zinsen über­
steigt .

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zur ander­
weiten Verhandlung und Entscheidung, auch über die 
Kosten der Revision, an das Berufungsgericht zu­
rückverwiesen .

Von Rechts wegen
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Tatbestand;

Die Beklagte, ein Speditionsunternehmen, hatte für ver­
schiedene aufeinanderfolgende Einlagerer in ihrer Zweignie­
derlassung in K f l H H H B i e i n e n  Posten Moonboots (gefüt­
terte Winterstiefel) eingelagert. Letzter Einlagerer war die 
Klägerin, die einen Großhandel mit Schuhen betrieb. Das Gut 
- es handelte sich um 7.426 Paar Stiefel - wurde am 28. und 
30. April 1981 von einem Lkw-Fahrer abgeholt, der angab, im 
Auftrag der Klägerin zu handeln. Die Identität des Fahrers 
überprüfte die Beklagte nicht. Der Verbleib des Gutes ist 
unbekannt.

Die Klägerin, die behauptet hat, daß sie die Abholung 
nicht veranlaßt habe, hat die Beklagte wegen des von ihr be­
haupteten Abhandenkommens des Gutes auf Schadensersatz in 
Höhe von 184.907,40 DM nebst Zinsen in Anspruch genommen.
Sie hat vorgetragen, daß sie das Paar Stiefel für 24,90 DM 
hätte verkaufen können.

Im Zuge eines auf Strafanzeige der Klägerin eingeleite­
ten Ermittlungsverfahrens der Staatsanwaltschaft legte der 
Niederlassungsleiter KrflB der Beklagten in Kaiserslautern 
ein nach seinen Angaben am 27. April 1981 bei der Niederlas­
sung eingegangenes Fernschreiben vor, in dem es heißt, daß 
das für die Klägerin eingelagerte Gut auf deren Veranlassung 
am Folgetage abgeholt werde.

Die Klägerin hat behauptet, sie sei nicht die Absende­
rin des Fernschreibens. Dieses sei nachträglich hergestellt 
worden, um Schadensersatzansprüche von der Beklagten abzu-



4

wenden. Daß diese Behauptung zutrifft, ist in dem vorerwähn­
ten Ermittlungsverfahren nicht bewiesen worden. Das Amtsge­
richt Kaiserslautern hat eine Anklage gegen den Niederlas­
sungsleiter K r 0 M  wegen Urkundenfälschung mangels hinrei­
chenden Tatverdachts nicht zugelassen und die Eröffnung des 
Hauptverfahrens abgelehnt (5 Js 13521/81 7 Ds). Die soforti­
ge Beschwerde der Staatsanwaltschaft dagegen hatte keinen 
Erfolg.

Das Landgericht hat die - nach Abtretung der Klagefor­
derung auf Zahlung an den Zessionär gerichtete - Klage abge­
wiesen: Nach § 41 Buchst, a der Allgemeinen Deutschen Spedi­
teurbedingungen, die den Vertragsbeziehungen der Parteien 
zugrunde lägen, sei die Beklagte von der Haftung frei. Sie 
habe den Schaden bei einem Speditionsversicherer, der N^^R- 
d M I  S c H H H H H B i  Allgemeinen Versicherungs-Gesell­
schaft, eingedeckt, und Verbotskundin sei die Klägerin nicht 
gewesen.

Gegen dieses Urteil hat die Klägerin Berufung einge­
legt, mit der sie ihr Schadensersatzbegehren auf einen (an 
den Zessionär zu zahlenden) Betrag von 141.814,32 DM nebst 
Zinsen ermäßigt hat. Das Oberlandesgericht hat die Berufung 
zurückgewiesen. Dagegen richtet sich die Revision der Klä­
gerin, die ihren in zweiter Instanz gestellten Zahlungsan­
trag weiterverfolgt. Die Beklagte beantragt, die Revision 
zurückzuweisen.
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Entscheidunqsqründe:

Die Revision der Klägerin führt zur Aufhebung und Zu­
rückverweisung, soweit die Klageforderung 5.000,—  DM (nebst 
Zinsen) übersteigt. Im übrigen hat sie keinen Erfolg. Das 
Berufungsgericht hat - ebenso wie das Landgericht - gemeint, 
daß die Beklagte nach § 41 Buchst, a ADSp von der Haftung in 
vollem Umfang frei sei. Auf der Grundlage der vom Berufungs­
gericht bislang getroffenen Feststellungen hält das einer 
rechtlichen Nachprüfung nur in Höhe eines Teilbetrages von 
5.000,—  DM der Gesamtklageforderung stand.

1. Das Berufungsgericht ist davon ausgegangen, daß die 
Rechtsbeziehungen der Parteien, die als Lagervertrag im 
Sinne der §§ 416 ff. HGB zu qualifizieren seien, den Allge­
meinen Deutschen Spediteurbedingungen unterfielen, daß die 
Beklagte den Schaden bei einem Speditionsversicherer zu Be­
dingungen eingedeckt habe, die denen des Speditions- und 
RollfUhrversicherungsscheins (SVS/RVS) entsprächen, daß die 
Klägerin den Abschluß der SpeditionsVersicherung nicht 
untersagt habe und damit keine Verbotskundin sei, daß die in 
den Versicherungsbedingungen vorgesehenen Haftungsausschlüs­
se vorliegend nicht eingriffen und daß der Speditionsver­
sicherer demzufolge - nach Maßgabe der Versicherungsbedin­
gungen - für den Schaden einzutreten habe (§ 41 Buchst, a 
und b ADSp). Dies alles läßt keinen Rechtsfehler erkennen 
und wird von der Revision auch nicht angegriffen.

2. Die Revision beruft sich darauf, daß die Beklagte 
mit der Auslieferung des Gutes an einen ihr unbekannten Lkw- 
Fahrer, dessen Auftrag und Legitimation sie nicht geprüft
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habe, gegen ihre vertragliche Hauptpflicht, für den Erhalt 
des ihr anvertrauten Gutes zu sorgen, verstoßen habe. Von 
der Haftung für die Verletzung dieser Pflicht, einer soge­
nannten Kardinalpflicht, habe sich die Beklagte gemäß § 9 
AGBG nicht wirksam freizeichnen können. Mit diesen Erwägun­
gen kann die Revision keinen Erfolg haben.

Nach der Rechtsprechung des Senats gehört es zwar zu 
den Pflichten des Spediteurs, die Sachbefugnis des die Her­
ausgabe Verlangenden zu prüfen und bei Zweifeln daran die 
Herausgabe abzulehnen (BGH, Urt. v. 7.6.1984 - I ZR 47/82, 
VersR 1984, 846 = TranspR 1985, 9, 10). Auch handelt es sich 
dabei um eine vertragliche Hauptpflicht des Spediteurs (BGHZ 
38, 183, 186). Gleichwohl kann der Haftungsausschluß aus 
§ 41 Buchst, a ADSp entgegen der Ansicht der Revision nicht 
als eine die Erreichung des Vertragszwecks gefährdende Ein­
schränkung wesentlicher Vertragsrechte im Sinne des § 9 
Abs. 2 Nr. 2 AGBG angesehen werden. Wiederholt hat der Senat 
ausgesprochen, daß gegen die Haftungsfreizeichnung nach § 41 
Buchst, a ADSp, die nur im Verkehr mit Kaufleuten, juristi­
schen Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-recht­
lichen Sondervermögen von Bedeutung ist (vgl. § 2 Buchst, a 
ADSp), keine grundsätzlichen Bedenken bestehen und daß die 
Regelung auch einer Inhaltskontrolle nach § 9 AGBG standhält 
(BGH, Urt. v. 5.6.1981 - I ZR 64/79, LM ADSp § 2 Nr. 10 
Bl. 4 R = VersR 1981, 975, 977; Urt. v. 10.10.1985 
- I ZR 124/83, NJW 1986, 1434, 1435 = VersR 1986, 285, 287 = 
TranspR 1986, 70, 73). Insoweit ist wesentlich, daß § 41 
Buchst, a ADSp die Schadensersatzansprüche des Auftraggebers 
gegen den Spediteur nicht kompensationslos ausschließt, daß 
vielmehr eine Ersetzung der gesetzlichen Haftpflicht des
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Spediteurs durch den Speditionsversicherer stattfindet, die 
bei entsprechender Wertaufgabe (vgl. § 6 C Ziff. 1 
Buchst, a, b SVS/RVS) auch in voller Höhe des Schadens zum 
Tragen kommt. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, daß der 
Speditionsversicherer auf alle dem Spediteur aus den ADSp 
und sonstigen Vereinbarungen oder Handelsbräuchen zustehen­
den Einwendungen über den Ausschluß oder die Minderung der 
gesetzlichen Haftung verzichtet (§ 3 Nr. 1 Satz 2 SVS/RVS) 
und daß er in verschiedener Hinsicht wesentlich weitergehend 
haftet, als der Spediteur selber haften würde, z.B. in den 
Fällen des § 4 Nr. 1 Buchst, b-d SVS/RVS. Unter diesen Um­
ständen ist auch im Blick auf einen Schadensfall wie hier, 
in dem es um die Verletzung einer wesentlichen Vertrags­
pflicht geht, daran festzuhalten, daß § 41 Buchst, a ADSp 
nicht als eine die Interessen des Vertragspartners des Spe­
diteurs unangemessen benachteiligende Regelung im Sinne des 
§ 9 AGBG angesehen werden kann.

3. Zu Recht macht aber die Revision geltend, daß sich 
ein Spediteur wie die Beklagte auf die Haftungsfreizeichnung 
nach § 41 Buchst, a ADSp dann nicht uneingeschränkt berufen 
kann, wenn er oder ein leitender Angestellter grob fahrläs­
sig gehandelt hat. Nach der Rechtsprechung des Bundesge­
richtshofs kann zwar der Spediteur, soweit der Speditions­
versicherer für den Schaden einzutreten hat, auch in Fällen 
grob fahrlässigen Verhaltens auf seine Haftungsfreistellung 
nach § 41 Buchst, a ADSp verweisen. Soweit jedoch der Spedi­
tionsversicherer für den Schaden nicht eintritt, beispiels­
weise dann, wenn die Versicherungssumme hinter dem wirkli­
chen Wert des Gutes oder dem Schaden zurückbleibt (§ 41 
Buchst, b ADSp), versagt bei grob fahrlässigem Verhalten des
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Spediteurs (eines leitenden Angestellten) die Berufung auf 
§ 41 Buchst, a ADSp (BGH, Urt. v. 10.10.1985 - I ZR 124/83, 
aaO - Mischpultverstärker). In diesen Fällen kann sich der 
Spediteur auf die Haftungsfreistellung nach dieser Bestim­
mung auch nicht mit dem Hinweis darauf berufen, daß der Auf­
traggeber sein Interesse durch eine entsprechende Wertaufga­
be in voller Höhe hätte versichern können (vgl. § 6 1 
Ziff. 1 Buchst, a SVS/RVS). Gegenüber einem grob fahrlässi­
gen Verschulden des Spediteurs selbst oder eines leitenden 
Angestellten kann der Spediteur nicht einwenden, daß der 
Auftraggeber von der Möglichkeit einer versicherungsmäßigen 
Abdeckung des Schadens keinen Gebrauch gemacht habe (BGHZ 
38, 183, 186).

a) Nach den bislang getroffenen Feststellungen kann in 
der Revisionsinstanz nicht davon ausgegangen werden, daß die 
Versicherungssumme durch eine besondere Wertaufgabe der Klä­
gerin oder Schätzung der Beklagten bestimmt worden ist. Die­
se Frage ist noch offen. Abzustellen ist daher in der Revi­
sionsinstanz auf die Versicherungsmindestsumme von
5.000,—  DM (Ziff. 6.2 der hier maßgebenden Versicherungsbe­
dingungen) . Das bedeutet, daß das Revisionsgericht eine Ein­
standspflicht des Speditionsversicherers über 5.000,-- DM 
hinaus nicht zugrunde legen kann, sondern davon ausgehen 
muß, daß die Beklagte in Höhe einer diesen Betrag überstei­
genden Schadenssumme persönlich haften müßte, wenn sie oder 
ein leitender Angestellter den Schaden grob fahrlässig her­
beigeführt hätte.

b) Ob dies der Fall ist, kann das Revisionsgericht man­
gels ausreichender Feststellungen nicht abschließend ent­
scheiden. Die Sachbefugnis des die Herausgabe des Gutes Ver-
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langenden muß der Spediteur oder Lagerhalter mit pflichtge­
mäßer Sorgfalt prüfen. Kann er sich darüber keine Gewißheit 
verschaffen, darf er das Gut nicht herausgeben (BGH, Urt. v. 
7.6.1984 - I ZR 47/82, VersR 1984, 846 = TranspR 1985, 9). 
Diese Verpflichtung gehört ebenso wie die zu sorgfältiger 
Lagerung und Aufbewahrung des Gutes zu den wesentlichen Ver­
tragspflichten des Spediteurs. Gerade auch insoweit vertraut 
der Auftraggeber auf die Gewissenhaftigkeit und Zuverlässig­
keit seines Vertragspartners. Dem hätte die Beklagte in 
schwerwiegender Weise zuwidergehandelt, wenn bei der Ent­
scheidung des Rechtsstreits allein darauf abzustellen wäre, 
daß sie oder ein leitender Angestellter sich über die Legi­
timation und Identität des Abholenden keine Gewißheit ver­
schafft und nicht nachgeprüft hätte, ob das nach ihren Anga­
ben bei ihr eingegangene Fernschreiben von der Klägerin 
stammte.

Jedoch ist vorliegend offen, ob ein solcher Sachver­
halt, der den Vorwurf eines grob fahrlässigen Verschuldens 
rechtfertigen würde, auch tatsächlich gegeben ist. Ob die 
Beklagte bei der Herausgabe des Gutes grob fahrlässig gehan­
delt hat, hat das Berufungsgericht nicht erörtert und Fest­
stellungen dazu nicht getroffen. Das zwingt - hinsichtlich 
eines Schadensbetrages von mehr als 5.000,—  DM - zur Aufhe­
bung und Zurückverweisung.

4. Dagegen kann die Revision keinen Erfolg haben, so­
weit die Klageforderung die Versicherungssumme nicht über­
steigt, die, wie ausgeführt, in der Revisionsinstanz mit 
mindestens 5.000,—  DM zugrunde zu legen ist. In Höhe dieses 
Betrages hat der Speditionsversicherer auch bei grob fahr-
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lässigem Verhalten der Beklagten einzutreten (vgl. BGH, Urt. 
v. 7.6.1984 - I ZR 47/82, aaO). Insoweit beruft sich die Be­
klagte zu Recht auf die Haftungsfreistellung nach § 41 
Buchst, a ADSp.

a) Dem steht nicht entgegen, daß der Anspruch der Klä­
gerin gegen den Speditionsversicherer nach Ablauf der in 
Ziff. 10.5 der Versicherungsbedingungen (entsprechend § 10 
Ziff. 6 SVS/RVS) festgelegten Klagefrist von einem Jahr ab 
Schadensmeldung nicht mehr durchsetzbar ist. Die sich aus 
§ 41 Buchst, a ADSp ergebenden Rechte des Spediteurs entfal­
len nicht dadurch, daß der Versicherte die nach den Versi­
cherungsbedingungen maßgebende Klagefrist verstreichen 
läßt.

Als unbillig kurz kann diese Frist nicht angesehen wer­
den. Auch sonst sind Fristen dieser Länge bei der Geltend­
machung von Schadensersatzansprüchen zu beachten (§ 414 
Abs. 1 Satz 1, § 439 HGB; § 40 Abs. 1 Satz 1 KVO; § 94 
Abs. 1 Satz 1 EVO; Art. 32 Abs. 1 Satz 1 CMR). Daß die Ein­
haltung der Klagefrist der Klägerin im Streitfall unmöglich 
oder unzumutbar gewesen sei, ist nicht ersichtlich. Nach den 
Feststellungen des Berufungsgerichts hat die Klägerin vor 
Fristablauf Kenntnis sowohl vom Bestehen der Speditionsver­
sicherung als auch von der Person des Speditionsversicherers 
und damit die Möglichkeit gehabt, diesen rechtzeitig auf 
Schadensersatz in Anspruch zu nehmen.

b) Soweit sich die Revision auf Unterversicherung be­
ruft (§ 56 W G  i.V. mit Ziff. 5.4 der Versicherungsbedingun­
gen), kann sie damit keinen Erfolg haben. Zwar ist im
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Streitfall die Versicherungssumme niedriger als der Versi­
cherungswert, und in einem solchen Falle haftet der Spedi­
tionsversicherer für den eingetretenen Schaden nur in Höhe 
eines Betrages, der dem Verhältnis der Versicherungssumme 
zum Versicherungswert entspricht; denn bei Unterversicherung 
verhält sich die Entschädigung zum Schaden wie die Versiche­
rungssumme zum Versicherungswert. In einem Schadensfall wie 
hier, in dem Schaden und Versicherungswert identisch sind, 
besagt dies jedoch nichts anderes, als daß der Versicherte 
stets in Höhe der Versicherungssumme zu entschädigen ist 
(vgl. z.B. Bruck/Möller/Sieg, Versicherungsvertragsgesetz,
8. Aufl., § 56 Anm. 5).

5. Danach war auf die Revision der Klägerin unter Zu­
rückweisung des weitergehenden Rechtsmittels das angefoch- 
tene Urteil in dem erkannten Umfang aufzuheben und die Sache 
zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung, auch über die 
Kosten der Revision, an das Berufungsgericht zurückzuverwei­
sen (§ 565 Abs. 1 Satz 1 ZPO).

Das Berufungsgericht wird nunmehr zu prüfen haben, ob 
bei der Beurteilung des Falles eine höhere Versicherungssum­
me als 5.000,—  DM zugrunde zu legen ist (vgl. Ziff. 6.3,
6.4 der Versicherungsbedingungen).

Ferner wird die in den Tatsacheninstanzen bislang uner- 
örtert gebliebene Frage zu klären sein, ob die Auslieferung 
des Gutes an den Lkw-Fahrer auf grober Fahrlässigkeit der 
Beklagten (eines leitenden Angestellten) beruht. Von einem 
solchen Verschuldensgrad, für dessen Vorliegen die Klägerin 
beweispflichtig ist, könnte nicht ohne weiteres ausgegangen
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werden, wenn die Behauptung der Beklagten zuträfe, daß der 
Transportunternehmer Vatter anläßlich eines Telefongesprächs 
am 27.4.1981 aus den Geschäftsräumen der Klägerin einem Mit­
arbeiter der Beklagten die von der Klägerin gewünschte Abho­
lung des Gutes angekündigt und der damalige, inzwischen ver­
storbene Geschäftsführer S e f m  der Klägerin dem Niederlas­
sungsleiter Kranz der Beklagten auf dessen telefonischen 
Rückruf hin die Durchführung dieses Vorhabens als unmittel­
bar bevorstehend bestätigt hätte (Schriftsatz der Beklagten 
vom 1.2.1982, S. 7-9 = GA I 55-57; s. auch in den Strafakten 
5 Js 13521/81 7 Ds die Aussage Vatter, Bl. 66, 67; die 
schriftliche Erklärung Houdard, Bl. 102; Aussage und 
schriftliche Erklärung Lederer, Bl. 179, 180 = Bl. 109; Aus­
sage Kranz, Bl. 262).

Darüber hinaus wird das Berufungsgericht zu klären ha­
ben, ob der Klägerin - was streitig ist und bislang keines­
falls feststeht - tatsächlich ein Schaden entstanden ist. 
Nach dem bisherigen Sach- und Streitstand besteht Anlaß zu 
der Prüfung, ob der frühere Geschäftsführer Seiler der Klä­
gerin die Abholung des Gutes selbst veranlaßt hat. Auszu­
schließen ist dies nicht. Insoweit kann nicht unberücksich­
tigt bleiben, daß sich Seiler - wie es in dem die Eröffnung 
des Hauptverfahrens gegen den Niederlassungsleiter Kranz 
ablehnenden Beschluß des Amtsgerichts Kaiserslautern heißt -
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im Zusammenhang mit der Abwicklung von Schuhgeschäften 
schwerer strafrechtlicher Verfehlungen schuldig gemacht hat 
und daß er in vorliegender Sache zum Nachweis eines der Klä­
gerin entstandenen Schadens die Möglichkeit eines Verkaufs 
der Moonboots zum Preise von 24,90 DM pro Paar durch eine 
Blankettfälschung vorzutäuschen versucht hat.

v . Gamm Piper Teplitzky

Scholz-Hoppe Mees
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